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Mehr Wirtschaft wagen!  
 
Plädoyer für eine wachstumsorientierte deutsche Entwick-
lungspolitik 
 
 
 
 
Die fünf Kernbotschaften: 
 
 
 
I Vorrang für den Aufbau der Privatwirtschaft in Entwicklungsländern 

 
Mit dem Regierungswechsel im Herbst 2009 ist in der deutschen Entwicklungspolitik 
ein neues Kapitel aufgeschlagen worden1. Der klare Fokus auf die „wirtschaftliche 
Zusammenarbeit“ als oberste Prämisse der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit 
(EZ) trägt der Erkenntnis Rechnung, dass eine nachhaltige Entwicklung der Partner-
länder ohne ein konstantes Wirtschaftswachstum ausgeschlossen ist.  

 
Die deutsche Wirtschaft kann von diesem Richtungswechsel profitieren und Ge-
schäftschancen in Entwicklungsländern stärker als bisher nutzen. Das schafft und 
sichert Arbeitsplätze in Deutschland. Es muss dabei aber auch das Interesse der 
Partner in den Entwicklungsländern berücksichtigt werden. Wir gehen davon aus, 
dass durch den Transfer von technischem Knowhow und die Etablierung deutscher 
sozialer und ökologischer Standards die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen vor 
Ort steigen wird und sich die Lebensbedingungen der Bevölkerung insgesamt ver-
bessern. Das schafft die Basis für eine erfolgreiche Teilhabe an einer globalisierten 
Weltwirtschaft und damit Wohlstand für große Teile der Bevölkerung in den Schwel-
len- und Entwicklungsländern. 

 

                                            
1 Auszug aus dem Koalitionsvertrag vom 26. Oktober 2009:  
„Außenwirtschaft und Entwicklungszusammenarbeit müssen besser aufeinander aufbauen und opti-
mal ineinander greifen. Entwicklungspolitische Entscheidungen müssen die Interessen der deutschen 
Wirtschaft, insbesondere des Mittelstandes, angemessen berücksichtigen.“ 
 

Berlin, 22. November 2010 
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II Koordination verbessern, Subsidiarität bewahren 

 
In die deutsche EZ ist eine Vielzahl von Bundesministerien und ihrer Durchführungs-
organisationen involviert. Dies führt zu einem unübersichtlichen und wenig abge-
stimmten Auftritt deutscher Akteure in den Partnerländern. Das erschwert die im Koa-
litionsvertrag genannte, konsequente Einbindung deutscher wirtschaftlicher Interes-
sen in entwicklungspolitische Entscheidungen. Ziel ist ein einheitliches Erschei-
nungsbild und damit eine bessere Wahrnehmbarkeit der deutschen EZ. Die an-
gestrebte Fusion der Organisationen der technischen Zusammenarbeit des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) leistet einen 
wesentlichen, wenn auch nicht abschließenden Beitrag zu einem kohärenten Auftre-
ten der Bundesregierung und ihrer Institutionen in entwicklungspolitischen Fragen. 
Darüber hinaus ist eine Koordinierung der vielfältigen Aktivitäten zwischen den ein-
zelnen Ressorts erforderlich. 

 
Auch die deutsche Wirtschaft leistet einen Beitrag zur Erreichung entwicklungspoliti-
scher Ziele. Daher sollten Unternehmen und die sie vertretenden Kammern und Ver-
bände in den Dialog über die Auswahl von Schwerpunktländern und -sektoren ein-
gebunden werden. Die angestrebte Verzahnung von Außenwirtschaft und EZ im ope-
rativen Bereich würde damit auf der strategischen Ebene eine konsequente Fortset-
zung erfahren. 

 
Die Beratung von deutschen und lokalen Unternehmen übernehmen insbesondere 
die deutschen Auslandshandelskammern (AHKs). Für Entwicklungsländer ohne 
AHKs gilt es, innovative Modelle zu entwickeln, um deutschen und nationalen Unter-
nehmen ein angemessenes Informations- und Beratungsniveau anbieten zu können. 
 
 
 
III Kooperation von AHKs mit den Durchführungsorganisationen des BMZ 

ausbauen / Stärkere Einbindung der IHKs ermöglichen 
 
Einige AHKs sind bereits intensiv in Projekte der deutschen EZ eingebunden. In die-
sen Ländern sind deutsche und lokale Unternehmen besonders stark an den Maß-
nahmen der EZ beteiligt. Das erhöht die wirtschaftliche Nachhaltigkeit der Projekte 
und führt zu einem effizienten Einsatz deutscher Steuergelder. Daher ist die Zusam-
menarbeit zwischen den AHKs und den Durchführungsorganisationen der deutschen 
EZ auszubauen. 
 
Auch die Industrie- und Handelskammern (IHKs) tragen über ihre Auslandsaktivitäten 
zunehmend zur wirtschaftlichen Entwicklung der Partnerländer bei. Die Weiterent-
wicklung von Instrumenten in den Bereichen Kammerpartnerschaften und Bildungs-
export würde diesen Trend verstärken und damit zu einer intensiveren Positionierung 
einer deutschen Kernkompetenz, der beruflichen Bildung und Qualifizierung, in den 
Partnerländern führen. 
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IV Sequa als Durchführungsorganisation der deutschen Wirtschaft für EZ-

Projekte stärken / Zusammenarbeit mit der GTZ weiterentwickeln / Bil-
dungsexport fördern 

 
Bisherige Gesellschafter der sequa gGmbH sind der Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI), die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), 
der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) und der Zentralverband des 
Deutschen Handwerks (ZDH). Die sequa unterstützt ihre Gesellschafter bei der Kon-
zipierung, Durchführung und Evaluation entwicklungspolitischer Projekte. Das Kam-
mer- und Verbandspartnerschaftsprogramm (KVP) und Projekte im Bereich der be-
ruflichen Bildung und Qualifizierung (im Rahmen der „develoPPP.de“-Fazilität des 
BMZ) bilden zurzeit die Schwerpunkte der sequa-Aktivitäten. Sie besitzen eine hohe 
entwicklungspolitische Relevanz und stoßen bei Unternehmen, Kammern und Ver-
bänden auf eine hohe Nachfrage. Daher unterstützen wir den Ausbau der Förderung 
für das KVP und develoPPP.de. Ein ungehinderter Zugang der AHKs zu den sequa-
Programmen würde diesen einen weiteren Schub verleihen.  
 
Mit der Beteiligung der deutschen Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 
(GTZ) als neuer Gesellschafterin an der sequa sollen neue Instrumente konzipiert 
und umgesetzt werden: Die Etablierung von Bildungspartnerschaften, wie auch ein 
Instrument zur Anbahnung von Süd-Nord-Unternehmenskooperationen, würden zu 
einer weiteren Verbreitung deutscher sozialer und ökologischer Standards und zur 
konsequenten Bekämpfung der Bildungsarmut in Schwellen- und Entwicklungslän-
dern beitragen. 
 
 
V Qualität statt Quantität 
 
Deutschland hat sich dazu verpflichtet, 0,7 % seines Bruttoinlandsproduktes im Jahr 
2015 für staatliche Entwicklungshilfe aufzuwenden (sog. „ODA-Quote“). Wir begrü-
ßen, dass die Bundesregierung als verantwortungsbewusster Partner der Weltge-
meinschaft zu dieser quantitativen Vorgabe steht. Die Einhaltung der ODA-Quote 
darf jedoch nicht zum Primat deutscher Entwicklungszusammenarbeit werden. Der 
gesteigerten Nachhaltigkeit und Effizienz von EZ-Projekten ist Priorität einzuräumen, 
z.B. durch die Einbindung deutscher Unternehmen und der sie vertretenden Orga-
nisationen. Ziel sollte es sein, die Eigeninitiative der Menschen in den Entwicklungs-
ländern zu fördern, wettbewerbsfähige Unternehmen zu schaffen und ein selbst-
tragendes Wachstum zu initiieren. Nur so können die Partnerländer der deutschen 
EZ die Chancen einer globalisierten Weltwirtschaft nutzen und Wohlstand für ihre 
Bevölkerung generieren. Projekte sollten nicht aus dem Grund umgesetzt werden, 
dass sie einen möglichst hohen Beitrag zur Erfüllung der ODA-Quote leisten. 
 
Die Bundesregierung sollte sich beim Development Assistance Committee (DAC) 
dafür einsetzen, dass der Katalog der ODA-anrechenbaren Maßnahmen erweitert 
wird. Es trägt zu einer erfolgreichen Entwicklungszusammenarbeit der Gebergemein-
schaft insgesamt bei, wenn Maßnahmen ODA anrechenbar sind, die dem Aufbau 
und der Entwicklung des privatwirtschaftlichen Sektors in Entwicklungsländern  
dienen. 
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Die Forderungen im Einzelnen: 
 
 
1. „Wirtschaftliche Zusammenarbeit“ als Schwerpunkt der deutschen Ent-

wicklungszusammenarbeit: 
 
Interessen deutscher Unternehmen berücksichtigen, Partnerorientierung bei-
behalten 
 
 
Die Nachfrage nach Kooperationen mit der deutschen Wirtschaft ist bei den Vertre-
tern aus Politik und Wirtschaft der Schwellen- und Entwicklungsländer sehr groß. Die 
Leistung deutscher Unternehmen bürgt nicht nur für hohe Qualität sondern auch für 
überdurchschnittliche ökologische und soziale Standards in diesen Ländern. Darüber 
hinaus verbinden deutsche Unternehmen ein Engagement in Schwellen- und Ent-
wicklungsländern stets mit dem Transfer von Technologie und Knowhow auf lokale 
Partner. Es ist daher im wohlverstandenen Interesse beider Seiten, deutsche wirt-
schaftliche Interessen bei entwicklungspolitischen Maßnahmen zu berücksichtigen.  
 
Schwellen- und Entwicklungsländer verfügen häufig über bedeutende Rohstoffvor-
kommen. Der Zugang zu den Rohstoffen stellt ein besonders sensibles Feld dar und 
gehört auf die Tagesordnung bilateraler Regierungsgespräche. Die Bundesregierung 
muss die Position der deutschen Wirtschaft besser sichern und sich zugleich für den 
Schutz der Märkte vor politischen Eingriffen einsetzen. 
 
Wir setzen uns dafür ein, die Instrumente der deutschen Entwicklungszusammenar-
beit besonders – aber nicht nur – in Ländern mit „Guter Regierungsführung“ zum 
Einsatz kommen zu lassen. Diese Länder zeichnen sich durch demokratische Prinzi-
pien wie Transparenz, Rechtssicherheit und ein Mehrparteiensystem, aber auch 
durch die Achtung von Menschenrechten aus. Ein Engagement ist hier aus Sicht der 
deutschen Wirtschaft langfristig besonders erfolgreich. Länder, die noch nicht über 
ausreichende Rahmenbedingungen für eine Entfaltung unternehmerischen Handelns 
verfügen, sollten verstärkt bei Beratungsprogrammen der deutschen EZ und politi-
scher Stiftungen zur Förderung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit berücksich-
tigt werden. Investitionen deutscher Unternehmen in diesen Ländern sind mit einem 
hohen Risiko behaftet. Sie können aber zur Verbesserung existierender, wenig un-
ternehmensfreundlicher Rahmenbedingungen und zur Erreichung entwicklungspoliti-
scher Ziele beitragen. Daher sollten gemeinsame Vorhaben von Wirtschaft und EZ – 
beispielsweise im Rahmen von PPP-Projekten – auch in diesen „Problemländern“ 
umgesetzt werden können. 
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2. Festlegung der Schwerpunktländer und –sektoren der deutschen EZ:  
 Einbindung der deutschen Wirtschaft und weiterer Bundesministerien 
 
 
Bisher wählt das BMZ die Länder und Sektoren aus, in denen die Instrumente der 
deutschen EZ zum Einsatz kommen. Inzwischen haben jedoch weitere Akteure aus 
Wirtschaft und Politik Kompetenz im Feld der wirtschaftlichen Zusammenarbeit er-
worben: Insbesondere das Auswärtige Amt (AA), das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie (BMWi), das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) und das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU) führen Projekte in Schwellen- und Entwicklungsländern durch. Des Weiteren 
werden beim DIHK, den AHKs und IHKs, dem BDI mit seinen angegliederten Fach-
verbänden, dem ZDH mit den Handwerkskammern und bei den Ländervereinen Pro-
jekte mit entwicklungspolitischer Relevanz umgesetzt. 
 
Damit haben sich die genannten Akteure Wissen angeeignet, das in die strategi-
schen Überlegungen der deutschen EZ einfließen sollte. Es muss daher im Vorfeld 
der Festlegung neuer Schwerpunkte der deutschen EZ ein breiter Dialog mit den ge-
nannten Einrichtungen aus der deutschen Wirtschaft und Politik geführt werden. In 
diesen Dialog sollte auch die Koordination zwischen den tangierten Bundesministe-
rien einbezogen werden. So kann die im Koalitionsvertrag festgeschriebene Vorgabe 
einer kohärenteren Entwicklungspolitik der Bundesregierung umgesetzt werden. Die 
Vertreter der Wirtschaft sollten ihrerseits im Vorfeld der Dialogrunden für einen „inter-
nen“ Abstimmungsprozess sorgen. Die Entscheidungshoheit bei der Definition von 
Schwerpunkten der deutschen EZ sollte aufgrund der profunden und langjährigen 
entwicklungspolitischen Kompetenzen im BMZ verbleiben.  
 
 
 
3. Kooperation der AHKs mit den Durchführungsorganisationen des BMZ  

standardisieren - Leitlinien entwickeln 
 
 
Die deutschen Auslandshandelskammern koordinieren einer aktuellen Umfrage des 
DIHK zufolge fast 100 Projekte mit entwicklungspolitischem Hintergrund (Stand Mai 
2010). Auch wenn sie dabei von außenwirtschaftlichen Motiven angetrieben werden, 
tragen sie erheblich zur Erreichung von Zielen der deutschen EZ bei. Die Projekte 
betreffen vor allem die Bereiche Klimaschutz / Umwelttechnologie, berufliche Bil-
dung / Qualifizierung und Kooperationen mit lokalen Kammern oder Privatsektorver-
bänden (sog. „Institutional Building“). Aufbauend auf diesen Erfahrungen und ange-
sichts der Präsenz vor Ort sind die AHKs der geborene Partner für die deutsche EZ 
im Bereich der Privatsektorentwicklung. 
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Die Kooperation der AHKs mit den Durchführungsorganisationen des BMZ verläuft in 
den meisten Ländern gut oder sehr gut, an einigen Standorten ist sie jedoch aus-
baufähig. Wir setzen uns daher für die Erstellung verbindlicher Leitlinien ein, die das 
Dach für die Zusammenarbeit beider Seiten darstellen sollen. Details legen die je-
weiligen Partner vor Ort fest. Bestandteil der Leitlinien sollte in jedem Fall die ge-
meinsame Konzeption von Projekten sein, die den Privatsektor in den Schwellen- 
und Entwicklungsländern betreffen. Dies gilt insbesondere im Vorfeld bilateraler Re-
gierungsgespräche: Programme, die von Vertretern der deutschen EZ in diese Kon-
sultationen eingebracht werden, sind im Vorfeld mit den AHKs abzustimmen. Eine 
Festlegung derartiger Standards der Zusammenarbeit würde den Interessen der 
deutschen Außenwirtschaft ebenso dienen wie den Zielen der deutschen EZ.  
 
Ein großes Potential für Kooperationen mit der deutschen EZ bieten insbesondere 
die AHKs südlich der Sahara. Hier können nicht nur Projekte in den genannten Be-
reichen initiiert werden. Vielmehr bietet die regionale Integrationsfunktion der AHKs 
für das südliche Afrika, in Angola, Ghana und in Kenia (geplant) die Option auf län-
derübergreifende Projekte mit den jeweiligen Nachbarstaaten.  
 
Gemeinsame Vorhaben müssten mit den dortigen Repräsentanten der deutschen EZ 
– insbesondere der GTZ oder der Deutschen Investitions- und Entwicklungsgesell-
schaft (DEG) – abgestimmt werden. Zu einem Hauptfeld könnte sich dabei die Zu-
sammenarbeit mit den lokalen Einrichtungen der Privatwirtschaft entwickeln. Voraus-
setzung dafür ist jedoch die Neu- und Weiterentwicklung von BMZ-finanzierten  
sequa-Programmen mit einem unbürokratischen Zugang für die AHKs.   
 
 
 
4. Finanzielle Zusagen für sequa-Projekte aufstocken, Zusammenarbeit  

mit dem neuen Gesellschafter GTZ weiterentwickeln, 
Bildungsexport fördern 

 
 
Die Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft – BDA, BDI, DIHK und ZDH – sind 
Gesellschafter der sequa. Damit verfügt die sequa über einen einmaligen Zugang zur 
Gesamtheit deutscher Unternehmen, wenn es darum geht, diese an entwicklungspo-
litisch relevanten Projekten zu beteiligen. Mit der Aufnahme der GTZ als weitere Ge-
sellschafterin soll sich das Angebot an Dienstleistungen der sequa für die deutsche 
Wirtschaft erweitern. 
 
Besonders stark wird das Kammer- und Verbandspartnerschaftsprogramm (KVP) der 
sequa in Anspruch genommen: Es ermöglicht deutschen Kammern und Verbänden 
Kooperationen mit institutionellen Partnern in Schwellen- und Entwicklungsländern. 
Deutsche IHKs sehen in den KVPs eine Chance, ihren Mitgliedern den Einstieg in 
weit entfernte und häufig unbekannte Märkte zu erleichtern. Die Partnerorganisatio-
nen in den Gastländern gewinnen dabei an Professionalität und streben internatio-
nale Unternehmenskooperationen für ihre Mitglieder an. Damit fördern die KVPs au-
ßenwirtschaftliche Zielsetzungen und stiften darüber hinaus einen entwicklungspoliti-
schen Nutzen.  
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Wir befürworten daher die Mittelaufstockung für die KVPs. Um das Programm noch 
erfolgreicher zu machen, sollte der Einsatz moderner Kommunikationsmöglichkeiten 
stärker gefördert werden: Die konsequente Nutzung des Internets unterstützt – wo 
dies möglich ist – den Einsatz von Langzeitexperten und beschleunigt die Übertra-
gung der „Ownership“ auf die Partner. Das steigert die Effizienz der Projekte. 
 
Die Partner fragen immer öfter das einmalige Knowhow deutscher Kammern im Be-
reich der dualen beruflichen Qualifizierung nach. Ziel ist es, das duale Ausbildungs-
system Deutschlands – angepasst an die lokalen Gegebenheiten – zunächst in Tei-
len der Wirtschaft in den Partnerländern zu etablieren. Die Bestrebungen, das duale 
Ausbildungssystem zu einem Exportschlager werden zu lassen und das Ausbil-
dungsniveau der Menschen in den Partnerländern nachhaltig zu verbessern, schei-
terten bisher an der Tatsache, dass das KVP die Komponente Bildungsexport nicht 
vorgesehen hatte.  
 
Daher fordern wir die Entwicklung und den Einsatz eines Programms für Bildungs-
partnerschaften. Es soll zum Einen die verschiedenen Aus- und Weiterbildungskom-
petenzen der IHK-Organisation berücksichtigen. Zum Anderen muss es derart flexi-
bel gestaltet sein, dass es an die unterschiedlichen Bildungsniveaus und -systeme in 
den Schwellen- und Entwicklungsländern angepasst werden kann. 
 
Ein weiteres Instrument sollte für die Anbahnung von Unternehmenskooperationen 
bereitgestellt werden. Ansatzpunkt wäre dabei die Förderung von Unternehmen in 
den Partnerländern bei gleichzeitiger Unterstützung lokaler Wirtschaftsorganisatio-
nen. Die Unternehmen „aus dem Süden“ werden dabei auf Kooperationen mit deut-
schen Geschäftspartnern vorbereitet. Teil des Programms sind Planung und Durch-
führung von Informations- und Kontaktreisen ebenso wie die Teilnahmen an Messen 
für Unternehmen aus den Partnerländern. Deutsche Unternehmen können durch 
dieses Instrument einen Einblick in die Geschäftschancen in Entwicklungsländern 
erlangen, während die Vertreter aus diesen Ländern deutsche Standards kennenler-
nen und dadurch ihre Wettbewerbsfähigkeit steigern können. Damit trägt das Instru-
ment zur Förderung von Exporten vom „Süden“ in den „Norden“ und von verantwor-
tungsvollen Investitionen deutscher Unternehmen in Schwellen- und Entwicklungs-
länder bei.  
 
 
 
5. Finanzierungsinstrument für den deutschen Mittelstand für  
 kleinvolumige Projekte 
 
 
Derzeit stellt der Zugang zu Fremdkapital für die Finanzierung von Investitionen in 
Schwellen- und Entwicklungsländern eine Herausforderung für den deutschen Mit-
telstand dar. Während Banken in den Partnerländern eine Finanzierung für klein- 
volumige Projekte gar nicht erst anbieten, scheuen deutsche Banken häufig den ho-
hen Beratungsaufwand für Projekte in entfernten Märkten. Dadurch entsteht eine Fi-
nanzierungslücke für außenwirtschaftlich und entwicklungspolitisch sinnvolle Investi-
tionen.  
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Ein Zuschuss zu den überdurchschnittlich hohen Verwaltungskosten, der beispiels-
weise über die DEG abgewickelt würde, könnte die genannte Lücke schließen und 
zu einem höheren Engagement deutscher KMU in Schwellen- und Entwicklungslän-
dern beitragen. Der Zuschuss würde die Prüfungskosten und - im Falle einer Zu-
sage - auch die später anfallenden Beratungs- und Monitoringkosten umfassen. So 
könnten mit moderatem Mitteleinsatz des Bundes über die DEG signifikante entwick-
lungspolitische Effekte erzielt werden. 
 
 
 
6. PPP-Fazilität des BMZ (develoPPP.de) weiterentwickeln 
 
 
Die Entwicklungspartnerschaften mit der Wirtschaft erfreuen sich einer stetig wach-
senden Beliebtheit bei deutschen Unternehmen. Investoren greifen in zunehmendem 
Maße auf dieses Instrument zurück, um unbekannte Herausforderungen in Schwel-
len- und Entwicklungsländern zu meistern. Dazu gehört beispielsweise die Integra-
tion der HIV-AIDS-Problematik in betriebliche Abläufe oder die Ausbildung eigener 
Mitarbeiter in einem Umfeld, das von eher geringem Bildungsniveau geprägt ist. 
 
Dieses Instrument sollte auch für Entwicklungsländer zur Verfügung stehen, die nicht 
als Schwerpunktländer der deutschen EZ ausgewählt wurden, um verantwortungs-
volle Investitionen deutscher Unternehmen auch in schwierigen Märkten zu realisie-
ren. Ebenso ist generell über die absolute Förderhöhe der Einzelprojekte nachzu-
denken. Maßnahmen im Bereich der Infrastruktur sind aufgrund der maximalen För-
derhöhe pro Projekt von unter 200.000 Euro nahezu ausgeschlossen. Knowhow und 
Technologie der deutschen Wirtschaft können daher in diesem für den Aufbau eines 
Landes so wichtigen Segment nur begrenzt etabliert werden.  
 
AHKs gehören derzeit zu den aktivsten Bewerbern von develoPPP.de. Zu einer wei-
teren Flexibilisierung und einem größeren Erfolg des Instruments würde es beitra-
gen, wenn AHKs selbst Anträge zur Durchführung von PPP-Projekten stellen könn-
ten. 
 
 
 
7. Einsatz von CIM-Fachkräften und SES in AHKs verstärken 
 
 
Der Einsatz von Fach- und Führungskräften des Centrums für internationale Migra-
tion und Entwicklung (CIM) in AHKs sollte verstärkt werden. Auf diesem Weg lässt 
sich die CIM-Expertise direkt vor Ort für deutsche und lokale Unternehmen in Wert 
setzen. Darüber hinaus sollte eine stärkere Einbindung des Senior Experten Services 
(SES) in AHKs erfolgen. Die wertvollen Erfahrungen der ehrenamtlich tätigen Senior 
Experten bieten ein komplementäres Angebot zu den Dienstleistungen der AHKs. 
Beide Maßnahmen tragen dazu bei, dass unternehmerisches Wissen bedarfsgerecht 
dem Aufbau und dir Entwicklung privatwirtschaftlicher Strukturen in Entwicklungslän-
dern dienen kann. 
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8. Instrumente der Außenwirtschaftsförderung – insbesondere IuK-Reisen  

und Messeteilnahmen – für den Einsatz in Entwicklungsländern flexibili-
sieren 

 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) konzipiert und finan-
ziert eine Reihe von Maßnahmen zur Außenwirtschaftsförderung. Dazu gehören 
auch Unternehmerreisen und Beteiligungen an Messen auf einem deutschen Pavil-
lon. Diese Aktivitäten finden im Normalfall nur dann statt, wenn eine Mindestanzahl 
deutscher Unternehmen teilnimmt. 
 
Die Unkenntnis über neue Auslandsmärkte führt häufig zu einer hohen Risikoein-
schätzung bei deutschen Unternehmen. Dementsprechend gering fällt die Nachfrage 
für die Nutzung des Förderinstrumentariums für diese Länder - und hier insbeson-
dere für die Entwicklungsländer - aus. Dabei wäre es im Sinne der deutschen Au-
ßenwirtschaft, dass bereits eine kleine Anzahl interessierter deutscher Unternehmen 
Geschäftschancen in Entwicklungsländern nutzen kann und in der Folge Investitio-
nen nach sich zieht. Daher sind die Instrumente des BMWi für Entwicklungsländer in 
Bezug auf die erforderliche Mindestteilnehmerzahl anzupassen. Erfolgt dies nicht, 
würde in einer beachtlichen Zahl kleinerer Märkte Wettbewerbern aus anderen Län-
dern das Feld überlassen werden - mit niedrigeren Standards und einem geringeren 
Maß an Knowhow-Transfer für die Menschen vor Ort. 
 
 
 
9. Freihandelsabkommen (Economic Partnership Agreements – EPAs)  

fördern und Exportsubventionen abschaffen 
 
 
Freihandelsabkommen zwischen der EU und den Ländern Afrikas, der Karibik und 
des Pazifiks (sog. „AKP-Staaten“) sind anzustreben: Über einen fairen Zugang zu 
den Märkten der EU erhalten Unternehmen aus den AKP-Staaten die Möglichkeit, 
ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. Die Länder können dadurch nachhaltiges 
Wachstum generieren und damit Armut aus eigener Kraft erfolgreich bekämpfen. Bei 
der Ausgestaltung der Freihandelsabkommen muss jedoch den Interessen der Part-
nerländer dahingehend Rechnung getragen werden, dass den Unternehmen für aus-
gewählte Produkte ausreichende Übergangsfristen eingeräumt werden, um sich auf 
den Wettbewerb vorbereiten zu können. 
 
Maßnahmen der EU zur Förderung von Entwicklungsländern laufen aufgrund gleich-
zeitiger EU-Exportsubventionen für landwirtschaftliche Erzeugnisse häufig ins Leere. 
Die Abschaffung der auch ordnungspolitisch fragwürdigen EU-Exportsubventionen 
gehört daher zu den Forderungen des DIHK. Gleichwohl kann ein solcher Schritt die 
Partnerländer nicht aus ihrer Pflicht entlassen, Rahmenbedingungen für den erfolg-
reichen Aufbau ihrer Volkswirtschaften zu schaffen. 
 
 

Berlin, 22. November 2010 




